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Wer vertraut dem Staat?
Befunde zu Vertrauen in die Justiz, Polizei und öffentliche Verwaltung
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AUF EINEN BLICK

 Vertrauen in Polizei, Justiz und Verwaltung ist deutschlandweit insgesamt hoch. 

 Am höchsten ist das Vertrauen bei Menschen mit hoher Bildung, hohem Einkommen 
und ohne Migrationshintergrund. Am niedrigsten ist es bei AfD-Anhänger:innen. 

 Verschwörungsglaube und Kriminalitätsfurcht tritt häufiger zusammen mit niedrigem 
Vertrauen auf; Systemrechtfertigung und autoritäre Einstellungen treten häufiger 
zusammen mit hohem Vertrauen auf. 

 Um das Vertrauen zu stärken, braucht es transparente Kommunikation von Polizei und 
Justiz sowie gezielten Dialog mit skeptischen Bevölkerungsgruppen.

1  Problemstellung

Vertrauen in Justiz, Polizei und Verwaltung gilt als wichtiger Indikator für die öffentliche Meinung zu 

Kriminalität und Sicherheitspolitik (Behr, 2020) und ist besonders für die Polizeiarbeit zentral (Feltes, 

2021; Weisburd et al., 2022). Umfragen zeigen zwar ein hohes Vertrauen in staatliche Institutionen, 

dieses nimmt jedoch im Zeitverlauf ab (Wamsler & Zoch, 2025). Während es umfangreiche 

Forschung zu Vertrauen in die 

Polizei gibt, bleiben Hintergründe 

zum Vertrauen in die Justiz noch 

weitgehend unerforscht. Aufgrund 

der Relevanz von 

Institutionsvertrauen für die 

Demokratie und den 

gesellschaftlichen Zusammenhalt 

ist es daher wichtig zu untersuchen, 

wie sich das Vertrauen in staatliche 

Institutionen zwischen 

Bevölkerungsgruppen 

unterscheidet und mit welchen 

Einstellungen es zusammenhängt, 

um daraus vertrauensfördernde 

Maßnahmen ableiten zu können. 

2  Was die Evidenz zeigt

Eine Studie des ZKFS (Bielejewski 

et al., 2022) zeigt, dass auf einer 

Skala von 1 (gar kein Vertrauen) 

bis 7 (volles Vertrauen) der 

Durchschnitt bei allen drei 

Institutionen (Justiz, Polizei und 

Verwaltung) über der Skalenmitte liegt (siehe Abbildung 1). 

Abbildung 1: Vertrauen in die Verwaltung, Polizei und 
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Befragte aus den neuen Bundesländern vertrauten den Institutionen etwas weniger als Befragte aus 

den alten Bundesländern. Dieser Unterschied war jedoch nur gering – bei beiden Gruppen war das 

Vertrauen im Durchschnitt hoch. Auch weitere soziodemografische Faktoren wie Bildung, 

Einkommen und Migrationshintergrund spielten eine Rolle für das Vertrauen: Personen mit einem 

hohen Bildungsgrad und Einkommen sowie Personen ohne Migrationshintergrund wiesen ein 

stärkeres Vertrauen in die Institutionen auf. 

Auch nach Parteipräferenz gab es Unterschiede: Grünen-Anhänger:innen vertrauten der Justiz am 

meisten, CDU/CSU-Anhänger:innen der Polizei und SPD-Anhänger:innen der Verwaltung. AfD-

Anhänger:innen vertrauten dagegen allen drei Institutionen am wenigsten. Als einzige Gruppe lag ihr 

Vertrauen unter dem Skalenmittelwert. 

Verschwörungsglaube und Kriminalitätsfurcht gingen mit geringerem institutionellem Vertrauen 

einher. Höheres Vertrauen zeigte sich dagegen bei Personen mit einer Tendenz zur 

Systemrechtfertigung, also der Neigung, bestehende soziale Verhältnisse als gerecht und legitim 

wahrzunehmen, sowie bei Personen mit autoritären Einstellungen.  

3  Handlungsempfehlungen

– Vertrauensbildende Maßnahmen gezielt auf Gruppen mit geringerem Vertrauen 

ausrichten. Personen mit niedrigerem Bildungsgrad oder Einkommen, mit 

Migrationshintergrund, aus den neuen Bundesländern sowie AfD-nahe Wähler:innen zeigen 

unterdurchschnittliches Vertrauen in Justiz, Polizei und Verwaltung. Maßnahmen sollten 

daher gezielt niedrigschwellige Zugänge und Ansprache für diese Gruppen schaffen. 

– Erkennbare Vertrauensbedrohungen aktiv adressieren. Da öffentliche Institutionen auf 

das Vertrauen der Zivilgesellschaft angewiesen sind, sollten Behörden erkennbare Risiken 

für dieses Vertrauen ernst nehmen. Sie sollten proaktiv prüfen, mit welchen Schritten sie 

langfristig ein vertrauenswürdiges Image sichern können.

– Forschung zu Institutionsvertrauen, insbesondere zu Vertrauen in die Justiz, fördern 

und für evidenzbasierte Interventionen nutzen. Forschung zu den Prozessen, die 

Institutionsvertrauen stärken oder schwächen, ist zentral und sollte gezielt gefördert werden. 

Längsschnittuntersuchungen ermöglichen es, Veränderungen im Vertrauen und ihre 

Ursachen zu untersuchen und darauf aufbauend gezielte Maßnahmen zu entwickeln.

4  Fazit

Die große Mehrheit der Menschen vertraut der Justiz, der Polizei und den öffentlichen Verwaltung. 

Handlungsbedarf gibt es jedoch insbesondere bei Menschen mit einer Neigung zu 

Verschwörungsglauben und bei AfD-Sympathisant:innen. Da öffentliche Institutionen auf das 

Vertrauen der Zivilgesellschaft angewiesen sind, sollten vertrauensbildende Maßnahmen entwickelt 

werden, die sich insbesondere an Personen mit geringem Vertrauen richten. 
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